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Es war fast eine europäische Wende um 180 Grad, die die Bundesregierung in
den letzten zwölf Monaten in ihrer EG-Politik vollzogen hat. Lief sie bis Mitte
1987 noch Gefahr, endgültig zum europäischen Nein-Sager par excellence abge-
stempelt zu werden1, so gelang ihr dann in ganz kurzer Zeit das Kunststück, aus
der Defensive herauszukommen und wieder die angestammte Führungsrolle in-
nerhalb der Gemeinschaft zu übernehmen. Die Wende in der deutschen Europa-
politik kam nicht von ungefähr, sie wurde den Bonner Regierenden geradezu
aufgedrängt: Zum einen durch alarmierende Umfragedaten, wonach sich unter
den Bundesbürgern ein „Europessimismus" von bisher unbekanntem Ausmaß
breitmachte; zum anderen durch die turnusmäßige Übernahme der Präsident-
schaft in den EG-Gremien. Selten zuvor jedenfalls hat das Führungsinstrument
Ratspräsidentschaft bei einer Präsidialmacht so viel positive Dynamik und guten
Willen freigesetzt.

Wie europamüde sind die Deutschen?

Der Niedergang der europäischen Idee in der Führungselite der bundesdeut-
schen Gesellschaft Mitte der 80er Jahre2 hat mit entsprechender Verzögerung
spürbare Auswirkungen auf weite Teile der Bevölkerung. Ausgerechnet im 30.
Jahr des EG-Bestehens sinkt die Zahl derjenigen Bundesbürger, die die Gemein-
schaft für eine gute Sache halten, auf knapp unter 50 Prozent. Eine alte Faustre-
gel, wonach in der Bundesrepublik die Zustimmung zur Gemeinschaft immer bei
55 + x Prozent der Befragten liegt, hat damit ihre Gültigkeit verloren. Auch bei
allen Detailnachfragen - z. B. nach mehr Kompetenzen für das Europäische Par-
lament, nach einer Europäischen Regierung, nach der Europäischen Union - fal-
len die Antworten der Bundesbürger negativer aus als im EG-Durchschnitt3. Alle
Umfragedaten signalisieren einen markanten Rollentausch: Die Bundesrepublik
zählt gemessen am Meinungsklima in ihrer Bevölkerung nicht mehr zur unbe-
dingt pro-europäischen Staatengruppe. Da hat ihr Frankreich den Rang abgelau-
fen.

Die Europäische Einigung spielt in der aktuellen politischen Debatte kaum ei-
ne Rolle. Auch laufen die Deutschen Gefahr, die Herausforderung des für 1992
avisierten Gemeinsamen Binnenmarktes zu verschlafen. Während er in fast allen
Partnerstaaten längst in den Mittelpunkt des Interesses gerückt ist, haben sich
Politiker, Medien, Arbeitgeber und Gewerkschaften nur zögernd dem Binnen-
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markt '92 angenommen. Noch im März 1988 wurden demoskopische Daten be-
kannt, wonach erst 27 Prozent der deutschen Unternehmer ihre Planungen auf
den Gemeinsamen Markt ohne Grenzen eingestellt hätten, wohingegen in Frank-
reich bereits 87 Prozent der befragten Firmen entsprechende Strukturanpassun-
gen ins Auge gefaßt hätten4. Jetzt, nachdem etwa ein Drittel aller Maßnahmen,
die die Gemeinschaft bis 1992 in die Tat umsetzen will, auf den Weg gebracht ist,
scheinen die Deutschen aufzuwachen. Anstatt sich aber um die Wettbewerbsfä-
higkeit ihrer Industrie zu sorgen, sie für den erhöhten Konkurrenzdruck zu
wappnen, wird eine Grundsatzdebatte über die Qualität der Bundesrepublik als
Industriestandort vom Zaume gerissen5.

Aus alldem zu schließen, die Deutschen seien europamüde, ist dennoch vorei-
lig. Wer fast täglich schlechte Nachrichten aus den Gemeinschaftsgremien darge-
boten bekommt, wer immer wieder Bonner Schuldzuweisungen an Brüssel anhö-
ren muß - wie dies in den letzten Jahren in der Bundesrepublik Mode geworden
ist - , dem ist kaum zu verdenken, daß er mit dem Stand der Integration unzufrie-
den ist und sich desinteressiert abwendet. Insofern haben die nationalen politi-
schen Akteure langfristig gesehen ein Eigentor geschossen, wenn sie Fehlschlä-
ge, Streitigkeiten und Reibungsverluste anderen in die Schuhe schoben. Jetzt
müssen sie sich Sorgen machen um das europäische Image der Bundesrepublik
und ihrer Bürger.

Die Ratspräsidentschaft zwingt zum Handeln

In dieser für die Bundesrepublik kritischen Situation kam die turnusmäßige
Übernahme der Präsidentschaft im EG-Ministerrat und im Europäischen Rat im
ersten Halbjahr 1988 wie gerufen. Sie gab der Bundesregierung die Chance, ohne
Argumentationsnöte aus den Sackgassen herauszukommen, in die sie sich zum
Beispiel in der Agrarpolitik, bei den Strukturfonds, bei der EG-Finanzierung
und bei einigen Fragen des Binnenmarktes in den letzten Jahren hineinmanö-
vriert hatte6. Bonn nützte die Chance.

Dabei war die Ausgangslage für die Bundesregierung zum Jahresbeginn denk-
bar ungünstig: Die Gemeinschaft hatte sich wieder einmal selbst blockiert. Nach
den Fachministerräten war auch der Kopenhagener Gipfel der Staats- und Regie-
rungschefs Ende 1987 bei dem Versuch gescheitert, die längst überfälligen Refor-
men des Agrarmarktes, der EG-Finanzen und der EG-Strukturfonds auf den
Weg zu bringen7. Ebenso dringend geboten waren neue Impulse bei der Vollen-
dung des Binnenmarktes, denn der in der Einheitlichen Europäischen Akte8 fest-
gelegte Zeitplan geriet mehr und mehr in Verzug. Zum Ende der erfolglosen dä-
nischen Ratspräsidentschaft richteten sich deshalb alle Augen auf Bonn, das sich
in der zweiten Hälfte des Jahres 1987 wohlweislich mit spektakulären Auftritten
auf der Brüsseler Bühne zurückhielt und sich stattdessen gründlich auf die Über-
nahme der Ratspräsidentschaft vorbereitete.

Die Bundesregierung, die sich eines allseits hohen Erwartungsdrucks ausge-
setzt sah, machte sich dann einen Umstand zunutze, mit dem ihr die Durchschla-
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gung des gordischen Knotens gelingen sollte: Jacques Delors, der Präsident der
EG-Kommission, hatte die zentralen Problempunkte der Reform bereits kunst-
voll zu einem Paket geschnürt. Kanzler Kohl und Außenminister Genscher grif-
fen das Delors-Paket auf9 und setzten alles daran, es unter allen zwölf EG-Mit-
gliedstaaten konsensfähig zu machen. Beim Sondergipfel des Europäischen Ra-
tes in Brüssel im Februar 1988 setzten sich Kohl und Delors nach überaus harten
Debatten tatsächlich durch10. Kohl gelang es nach zähem Ringen, in der bis zum
Schluß umstrittenen Frage der Produktionsobergrenze für Getreide im Rahmen
der Agrarreform den Widerstand der Niederlande zu überwinden und so die bri-
tische Premierministerin völlig zu isolieren. Die dramatische Wendung zum Er-
folg nahm der Gipfel dann, als Kohl Margaret Thatcher in einem stürmisch
verlaufenen Vier-Augen-Gespräch entgegenhielt: „Wer alles will, wird nichts er-
reichen, alle verletzen und sich selbst schaden."11 Die Premierministerin lenkte
ein - zum Erstaunen ihrer eigenen Berater12.

Während Bundeskanzler Kohl von einigen Gipfelteilnehmern und von den
Medien in den meisten EG-Staaten für seine energische Verhandlungsführung
gelobt wurde13, begann in der Bundesrepublik sogleich das Nachrechnen. Dem
Bundesfinanzministerium fiel es sichtlich schwer, die teilweise uferlosen Spekula-
tionen über die zusätzlichen Kosten des Brüsseler Reformpakets für die Bundes-
republik zu beenden. Finanzminister Stoltenberg beziffert die neuen Bonner Lei-
stungen an Brüssel für die Zeitspanne 1988 bis 1992 auf 29,5 bis 34,7 Mrd. DM.
Das bedeutet gegenüber dem bisherigen Ansatz im Finanzplan in Höhe von 76,6
Mrd. DM (ohne Zölle und Abschöpfungen) eine Zusatzbelastung von 40 bis 45
Prozent14. Hauptursache für die Mehrbelastung sind die deutliche Aufstockung
der Strukturfonds von sieben Mrd. ECU 1987 auf voraussichtlich 14,7 Mrd.
199215, die Schaffung einer vierten Einnahmequelle für die Gemeinschaft (Lei-
stung der Mitgliedstaaten entsprechend ihrer Bruttosozialproduktanteile)16 sowie
steigende Agrarausgaben (die Höchstbeiträge steigen von 1988 bis 1992 von 27,5
auf 32,7 Mrd. ECU).

Das Finanzierungssystem der Gemeinschaft wird durch die Brüsseler Beschlüs-
se gerechter - die Bundesrepublik bleibt aber der größte Netto-Zahler der EG.
Das Gerede vom „Zahlmeister Europas" hat damit neue Nahrung erhalten. Und
die Beweisführung, wonach die Bundesrepublik am stärksten von der EG profi-
tiert, wird es nach wie vor schwer haben, sich durchzusetzen. 1987 ging jedenfalls
mehr als die Hälfte des westdeutschen Exports in die EG; damit beträgt der An-
teil der Ausfuhr am Bruttosozialprodukt 17 Prozent. Rund 20 Prozent aller Ar-
beitsplätze hängen unmittelbar vom Export in die Gemeinschaft ab. Die Exper-
ten sind sich darüber hinaus weitgehend einig, daß die Bundesrepublik - wenn sie
sich noch rechtzeitig auf die Herausforderung einstellt - vom 1992 verwirklichten
gemeinsamen Binnenmarkt mehr als alle anderen EG-Partner profitieren wird17.

Die Zahlmeister-Mentalität hat sich aber offenbar schon so bei Behörden und
Unternehmen festgesetzt, daß Mittel, die die Bundesrepublik aus EG-Kassen in
Anspruch nehmen könnte, gar nicht ausgeschöpft werden. So mußte sich die
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Bundesrepublik Anfang 1988 von deutschen Europaparlamentariern vorhalten
lassen, daß sie die von der EG für das „Sonderprogramm Ruhrgebiet" zur Ver-
fügung stehenden Mittel in Höhe von 2,5 Mrd. DM verteilt über fünf Jahre bei
weitem nicht vollständig eingefordert habe18.

Im Sog von Brüssel: Erfolge in vielen Bereichen

Der Erfolg von Brüssel markiert nicht nur in der deutschen Europapolitik eine
Wende. Er führte die Gemeinschaft insgesamt aus einem Stimmungstief, setzte
in vielen umstrittenen Materien neuen Schwung frei. So konnte die Bundesregie-
rung noch weitere Erfolge unter ihrer Präsidentschaft verzeichnen - nicht zuletzt
weil sie selbst ihre Positionen modifizierte. Von außerordentlicher Bedeutung ist
die vom Rat der für den Binnenmarkt zuständigen Minister unter Führung von
Wirtschaftsminister Martin Bangemann erzielte Übereinkunft, die nationalen
Hochschuldiplome innerhalb der EG gegenseitig anzuerkennen19. Damit ist ein
jahrelanger Streitpunkt weitgehend vom Tisch, der bei vielen Bürgern, die der
Integration positiv gegenüber stehen, immer wieder Unverständnis und Resigna-
tion hervorgerufen hatte. Kaum geringer einzuschätzen ist die Einigung des Ra-
tes der Finanzminister unter Vorsitz von Gerhard Stoltenberg vom 13. Juni 1988,
den Kapitalverkehr innerhalb der EG völlig zu liberalisieren20. Damit ist der Weg
frei für eine Vertiefung der währungspolitischen Zusammenarbeit. Weit zügiger
als erwartet kam auch die Aufnahme offizieller Beziehungen der EG zum Rat für
Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) zustande. Die Bundesregierung zog dabei
Nutzen aus ihrer proeuropäischen Rückbesinnung der letzten Monate: Die elf
EG-Partner ließen einhellig keinen Zweifel daran, daß eine Übereinkunft zwi-
schen EG und RGW nur unter Einbeziehung West-Berlins zustande kommen
könne. Die RGW-Staaten mit der Sowjetunion an der Spitze akzeptierten denn
auch die wirtschaftliche Verflechtung zwischen der Bundesrepublik und West-
Berlin als ein ,,nicht in Frage zu stellendes Faktum"21.

Minuspunkte deutscher Europapolitik

Die gute Bilanz der bundesdeutschen Ratspräsidentschaft kann aber nicht dar-
über hinweg täuschen, daß auch Ungereimtheiten, Widersprüche und Unge-
schicklichkeiten die deutsche Europapolitik 1987/88 kennzeichneten:
- Das Konzept der prämierten Stillegung von Produktionsflächen, das Bundes-

landwirtschaftsminister Ignaz Kiechle im Rahmen der Brüsseler Reform-
Beschlüsse durchsetzen konnte, bleibt heftig umstritten. So hat selbst der Wis-
senschaftliche Beirat des Bundeslandwirtschaftsministeriums die Regierung
darauf hingewiesen, es sei eine Illusion zu glauben, mit einer Flächenstillegung
allein eine restriktive Preispolitik vermeiden zu können. Nur mit der Ausdeh-
nung des Brachlandes sei der Wettlauf mit dem Produktivitätszuwachs nicht zu
gewinnen22.

- Was die Verwirklichung des Binnenmarktes anbelangt, so hat die Bundesre-
gierung während ihrer Präsidentschaft zwar gute Fortschritte erzielen können.
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Aus ihrer Sicht ganz heiße Eisen blieben dabei allerdings weitgehend außen
vor, so zum Beispiel die notwendige Harmonisierung der Verbrauchssteuern
und der Mehrwertsteuer, die Vereinheitlichung der Normen beim Lebensmit-
telrecht, im Gesundheits- und Arbeitsschutz. Aus den Bundesländern verlau-
teten schon Warnungen, die hohen deutschen Standards in diesen Bereichen ja
nicht preiszugeben23. Bei einer europaweiten Fusionskontrolle und vor allem
bei der Liberalisierung des grenzüberschreitenden Güterverkehrs blieb die
Bundesregierung erster Bremser; bei letzterem, weil die deutschen Speditions-
unternehmen angesichts ihrer im Vergleich zu entsprechenden Unternehmen
in den anderen EG-Ländern besonders hohen Steuerlasten um ihre Wettbe-
werbsfähigkeit fürchten24.

- Völlig offen ist zur Zeit, wie sich die gesteigerten Mitwirkungsrechte der Bun-
desländer an EG-Materien, insbesondere auch in Fragen des Binnenmarktes,
auf die politische Praxis auswirken werden. Die Bundesländer haben mittler-
weile alle eine eigene Interessenvertretung in Brüssel. Der Bundesrat hat sich
durch Ergänzung seiner Geschäftsordnung eine „Kammer für Vorlagen der
E G " geschaffen und so seinem Anspruch auf direkte Mitwirkung in der Euro-
papolitik unmißverständlich Ausdruck verliehen25.

- Zum zentralen Prüfstein der künftigen deutschen Europapolitik und der
deutsch-französischen Zusammenarbeit dürfte allerdings die Währungspolitik
werden. Der Vorschlag der französischen Regierung, das Europäische Wäh-
rungssystem zu stärken und eine Europäische Notenbank zu schaffen, hat in
der Bundesrepublik eine kontroverse Debatte ausgelöst. Während Bundesau-
ßenminister Hans-Dietrich Genscher positiv reagierte und vorschlug, auf dem
Europäischen Rat in Hannover Ende Juni 1988 einen Rat der Weisen zur Erör-
terung einer EG-Zentralbank einzuberufen26, blieb die Deutsche Bundesbank
äußerst zurückhaltend. Offensichtlich ist es ihr zwischenzeitlich gelungen,
Bundeskanzler Kohl und Finanzminister Stoltenberg auf ihre Linie einzu-
schwören: Demnach kann die Europäische Zentralbank erst am Ende einer
vertieften währungspolitischen Zusammenarbeit stehen. Bundesbankpräsident
Pohl und Finanzminister Stoltenberg werden trotz aller Fortschritte in diesen
Bereichen nicht müde, ihre Bedingungen für eine Wirtschafts- und Währungs-
union zu wiederholen: die Konvergenz der nationalen Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitiken, die völlige Liberalisierung des Kapitalverkehrs, den Beitritt al-
ler EG-Staaten zum EWS, die Unabhängigkeit einer Europäischen Zentral-
bank und neuerdings auch die Aufhebung der regionalen und sozialen Unter-
schiede27. Unterdessen steigt bei der EG-Kommission und bei einigen Partner-
ländern der Unmut über die deutsche Unbeweglichkeit in dieser Frage,
schließlich sei man der Bundesrepublik ja in all diesen Punkten schon entge-
gengekommen. Jacques Delors wird in diesem Zusammenhang mit dem Satz
zitiert: ,,In der Bundesrepublik glauben einige an Gott und alle an die Bundes-
bank"28. Und der französische Europaabgeordnete Pascal Fontaine klagte, daß
die Deutschen „nur noch auf die Stabilität ihrer schönen Mark starren"29.
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Wie nachteilig sich zögerndes Verhalten in europapolitischen Sachfragen aus-
wirken kann, das bekam die Bundesrepublik im Berichtszeitraum gleich zweimal
zu spüren: Der Europäische Gerichtshof in Luxemburg verurteilte sie wegen
Verstoßes gegen den EWG-Vertrag, weil in der deutschen Gerichtsbarkeit die
freie Anwaltswahl ohne Rücksicht auf die Nationalität eines Rechtsanwalts nicht
möglich sei30. Und die Einführung des Europapasses kam in der Bundesrepublik
so spät, daß sie schließlich zeitlich mit der Einführung des fälschungssicheren
Personalausweises kollidierte und zu einem Antragsstau und endlosen Wartezei-
ten bei den Einwohnermeldeämtern führte. Damit war augenfällig die EG-weit
gerühmte Effizienz bundesdeutscher Verwaltung in Frage gestellt, und die Be-
hörden sahen sich mit einer Fülle berechtigter Beschwerden der betroffenen Bür-
ger konfrontiert.

Das deutsch-französische Tandem kommt in Fahrt

Die Geschichte der Europäischen Integration zeigt, daß europapolitische Fort-
schritte zumeist aus einer guten deutsch-französischen Zusammenarbeit resultie-
ren. 1987/88 nahm das deutsch-französische Führungstandem nach so manchem
unnötigen Reibungsverlust wieder Fahrt auf. Zur Feier des 25. Geburtstags des
Elysee-Vertrags wurden ein Verteidigungsrat, ein Wirtschafts- und Finanzrat so-
wie ein Kulturrat ins Leben gerufen. In Süddeutschland wurde eine deutsch-fran-
zösische Brigade eingerichtet, erstmals wurden deutsche und französische Offi-
ziere gemeinsam ausgebildet, und erstmals gab es ein deutsch-französisches Ma-
növer. Die Franzosen erklärten sich bereit, vor dem potentiellen Einsatz ihrer
Atomwaffen die deutsche Seite zu konsultieren. Die Bundesrepublik gab ihre
Vorbehalte gegen gemeinsame Raumfahrtprojekte auf, und Frankreich signali-
siert sogar wieder Interesse am europäischen Flugzeugprojekt „Jäger 90".

Wegen des Wirtschafts- und Finanzrates wäre es dabei in der Bundesrepublik
beinahe zum Eklat gekommen, weil sich die Deutsche Bundesbank bei der Zu-
stimmung zu dieser viermal jährlich tagenden Einrichtung übergangen fühlte und
um ihre Unabhängigkeit bangte31. Dieser Vorgang mag den hohen Stellenwert
beleuchten, den beide Regierungen auch auf Kosten nationaler Widerstände ge-
genwärtig einer Intensivierung ihrer Zusammenarbeit beimessen. Tatsächlich
sind viele Konfliktfelder zwischen Deutschen und Franzosen ausgeräumt, unter-
dessen eröffnen sich neue: vor allem in der Währungspolitik und der Umweltpo-
litik, aber auch in der Wirtschaftspolitik, in der der andauernde Handelsbilanz-
überschuß der Bundesrepublik im Warenverkehr mit Frankreich und den ande-
ren EG-Partnern den Franzosen immer größere Sorgen bereitet32.

Bonns personalpolitische Kapriolen
Das Ansehen der Bundesrepublik bei den EG-Institutionen und bei den Partnern
hat sich wieder spürbar verbessert. Insofern löste Bonns sonderbare Personalpo-
litik in bezug auf Brüsseler Spitzenpositionen eher belustigtes Kopfschütteln als
Unmut aus. Hatte sich die Bundesregierung schon bei der Bewerbung von Ver-
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teidigungsminister Manfred Wörner für das Amt des NATO-Generalsekretärs
nicht unbedingt an diplomatische Gepflogenheiten gehalten, so verwunderte es
in Brüssel doch sehr, wie der deutsche Wirtschaftsminister Martin Bangemann,
der frühzeitig sein Interesse an einer Nachfolge von Kommissions-Präsident De-
lors kundgetan hatte, von seinen Bonner Kollegen demontiert wurde. Nebst dem
Gezerre innerhalb der FDP um Fortgang oder Verbleib ihres Vorsitzenden hat
sich auch die SPD-Opposition, die auch 1987/88 in der Europapolitik weder per-
sonell noch programmatisch viel anzubieten hatte33, nicht unbedingt mit Ruhm
bekleckert. War sie in den letzten Wahlkampf noch mit der Parole gezogen, die
deutschen Interessen in Europa und der Welt besser vertreten zu wollen, so fällte
sie jetzt ein vernichtendes Urteil über Bangemanns Qualifikation für das Amt
des Kommissions-Präsidenten, den einzigen ernsthaften Bewerber, den die Bun-
desrepublik derzeit für dieses Amt präsentieren kann.

Auch Bundeskanzler Kohl geriet in die Zwickmühle und hielt sich wohlweis-
lich mit Stellungnahmen zurück. Schließlich hatte er, der vor einem Jahr mit De-
lors noch böse Briefe gewechselt hatte34, mittlerweile die außergewöhnlichen Fä-
higkeiten des amtierenden Kommissionspräsidenten entdeckt. Kohl und Delors
sind sich näher gekommen, das zeigte sich zuletzt bei der gemeinsamen Sitzung
aller EG-Kommissare mit der Bundesregierung in Brüssel35. Für Bangemann
wird da vorerst nur der Posten eines EG-Vizepräsidenten übrigbleiben, und der
Makel, der ihm nach all den Bonner Querelen anhängt, wird auch in Brüssel
nicht so schnell vergessen sein.

Bei alldem wird einmal mehr der eklatante Mangel an für europapolitische
Spitzenfunktionen geeigneten deutschen Politikern deutlich. Auch in Zukunft
wird die Bundesregierung wohl auf internationalem Parkett eher ungeübte Politi-
ker nach Brüssel, Luxemburg und Straßburg schicken müssen, so wie es auch bei
der Ernennung des CSU-Landesministers Peter Schmidhuber zum Nachfolger
des verstorbenen Kommissars Alois Pfeiffer der Fall war.

Die Bilanz läßt sich sehen

Für die deutsche Europapolitik war 1987/88 ein gutes Jahr, und deshalb war es
auch ein gutes Jahr für die Europäische Gemeinschaft. Selten zuvor ist so deut-
lich geworden, daß Fortschritte im Integrationsprozeß zum Großteil abhängig
sind vom politischen Willen der großen Staaten in der EG. Die Bundesregierung
hat alte europapolitische Tugenden wie die Bereitschaft zu Zugeständnissen und
zur Kompromißfindung wiederentdeckt. Denn mehr als je zuvor gilt heute in der
Gemeinschaft der Grundsatz, daß nur der viel bekommt, der auch viel gibt. Die
Akteure in Bonn haben zudem erkannt, daß es nur im engen Zusammenspiel mit
Frankreich und bei ständiger Konsultation aller EG-Partner spürbar vorwärts
geht. Bleibt zu hoffen, daß dieses neue proeuropäische Selbstbewußtsein nicht
nur ein Zwischenspiel für die Zeit der bundesdeutschen Ratspräsidentschaft war.
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